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Sehr geehrte Mandantinnen und Mandanten, 
sehr geehrte Geschäftspartnerinnen und Geschäftspartner,  
 

in der Mai-Ausgabe unseres Newsletters berichten wir wieder über wichtige Entwicklun-
gen in der Rechtsprechung des Gesundheitsrechts und haben hierfür ausgwählte Ent-
scheidungen aus dem Gesundheits- und Arbeitsrecht zusammengestellt. Das BAG be-
fasste sich beispielsweise mit der Wirksamkeit einer Freistellungsklausel. Das OLG 
Frankfurt stellte fest, dass das Führen der Bezeichnung „Arzt für ästhetische Medizin“ 
ohne Facharzt für ästhetische Medizin zu sein irreführend sein kann und das OLG Karls-
ruhe behandelte die wettbewerbsrechtliche Zulässigkeit einer Werbung einer niederländi-
schen Versandapotheke mittels eines 25 €-Gutscheins für die digitale Einlösung eines E-
Rezeptes. 
 
Wir wünschen Ihnen viel Vergnügen beim Lesen! 
 

 
Ihre Kanzlei für Gesundheitsrecht: 
Prof. Schlegel, Hohmann, Diarra & Partner  
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______________Urteile aus dem Bereich des Gesundheitsrechts ______________

BAG: Wirksamkeit einer Freistellungs-
klausel - Widerruf der Dienstwagen-
nutzung 
Das Bundesarbeitsgericht (BAG) hat ent-
schieden, dass eine Allgemeine Ge-
schäftsbedingung, nach der der Arbeitge-
ber berechtigt ist, den Arbeitnehmer im 
gekündigten Arbeitsverhältnis bis zum 
Ablauf der Kündigungsfrist unter Fortzah-
lung der Vergütung von der Arbeitsleis-
tung freizustellen, unwirksam ist, weil sie 
den Arbeitnehmer unangemessen i.S.v. 
§ 307 Abs. 1 S. 1 BGB benachteiligt. 
 
Der Kläger war seit Januar 2022 als Ge-
bietsleiter im Vertriebsaußendienst bei 
der Beklagten tätig. Diese stellte ihm ei-
nen auch privat nutzbaren Dienstwagen 
zur Verfügung. Die Nutzung konnte wi-
derrufen werden, wenn der Kläger von 
der Verpflichtung zur Arbeitsleistung frei-
gestellt wird. § 20 des formularmäßigen 
Arbeitsvertrags der Parteien sieht vor, 
dass der Arbeitgeber berechtigt ist, den 
Arbeitnehmer „bei oder nach Ausspruch 
einer Kündigung - gleich von welcher 
Seite“ unter Fortzahlung seiner Vergü-
tung von der Arbeit freizustellen. Nach-
dem der Kläger sein Arbeitsverhältnis 
fristgemäß zum 30.11.2024 gekündigt 
hatte, stellte die Beklagte ihn bis zum Ab-
lauf der Kündigungsfrist von seiner Ar-
beitspflicht frei und forderte ihn zur Rück-
gabe des Dienstwagens auf. Dem kam 
der Kläger nach. Mit seiner Klage hat der 
Kläger zuletzt noch Nutzungsausfallent-
schädigung für August bis November 
2024 i.H.v. monatlich 510,00 Euro brutto 
verlangt. Er hat u.a. geltend gemacht, 
seine Freistellung sei zu Unrecht erfolgt. 
Die arbeitsvertragliche Klausel hierzu sei 
unwirksam. Das Arbeitsgericht (AG) hat 
die Klage insoweit abgewiesen. Das Lan-
desarbeitsgericht (LAG) hat das Urteil 

abgeändert und die Beklagte zur Zahlung 
verurteilt. 
 
Die Revision der Beklagten hatte vor dem 
BAG Erfolg. Zwar habe das LAG zutref-
fend angenommen, die Beklagte habe 
den Kläger nicht auf der Grundlage der 
Freistellungsklausel in seinem Formular-
arbeitsvertrag von der Arbeitsleistung 
freistellen können. Die nach § 307 Abs. 3 
S. 1 BGB einer Inhaltskontrolle unterlie-
gende Allgemeine Geschäftsbedingung 
sei nach § 307 Abs. 1 S. 1 BGB unwirk-
sam, weil sie den Arbeitnehmer entgegen 
den Geboten von Treu und Glauben un-
angemessen benachteilige. Das - grund-
rechtlich geschützte - Interesse eines Ar-
beitnehmers an einer Beschäftigung bis 
zur Beendigung seines Arbeitsverhältnis-
ses überwiege das Interesse eines Ar-
beitgebers, den Arbeitnehmer im gekün-
digten Arbeitsverhältnis bis zum Ablauf 
der Kündigungsfrist von seiner Pflicht zur 
Arbeitsleistung freizustellen. Die Klausel 
schneide dem Arbeitnehmer die Möglich-
keit ab, ein im Einzelfall gesteigertes Be-
schäftigungsinteresse geltend zu ma-
chen. Das LAG habe aber nicht rechts-
fehlerfrei geprüft, ob - ungeachtet der ver-
traglichen Klausel - die Beklagte deshalb 
befugt war, den Kläger nach Ausspruch 
seiner Kündigung bis zum Ablauf der 
Kündigungsfrist freizustellen, weil seiner 
Beschäftigung im konkreten Fall überwie-
gende schützenswerte Interessen der 
Beklagten entgegenstanden. Da das 
LAG keine für diese Prüfung ausreichen-
den Feststellungen getroffen habe, hat 
das BAG die Sache zur neuen Verhand-
lung und Entscheidung an das LAG zu-
rückverwiesen. 
Quelle: Pressemittelung Nr. 14/26 des BAG 
zum Urt. v. 25.03.2026, 5 AZR 108/25 
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OLG Frankfurt: Irreführung durch die 
Bezeichnung als „Arzt für ästhetische 
Medizin“ 
Das Oberlandesgericht Frankfurt (OLG) 
hat entschieden, dass das Führen der 
Bezeichnung „Arzt für ästhetische Medi-
zin“ auf der Internetseite eines Arztes, 
der nicht Facharzt für ästhetische Medi-
zin ist, irreführend sein kann. 
 
Der Kläger ist beim Bundesamt der Justiz 
in die dort geführte Liste der klagebefug-
ten qualifizierten Wirtschafts-verbände 
gemäß § 8b UWG eingetragen. Der Be-
klagte ist Facharzt für Allgemeinmedizin 
und betreibt eine Arztpraxis, die auf nicht-
operative ästhetische Medizin speziali-
siert ist. Auf seinem Internetauftritt hält 
der Beklagte in der Menüleiste unter sei-
nem Namen ein Kurzprofil, darunter - 
grau unterlegt - eine Kurzvita, bereit. Dort 
heißt es: „Umfangreiche Ausbildung und 
Tätigkeit als Arzt für Ästhetische Medizin 
[…]“. Das Landgericht hatte die auf Un-
terlassung und Abmahnkostenersatz ge-
richtete Klage abgewiesen. Der Kläger 
erhob hiergegen Berufung. 
 
Die Berufung des Klägers hatte vor dem 
OLG Erfolg. Der Beklagte habe durch die 
streitgegenständlichen Angaben gegen 
§ 5 Abs. 2 Nr. 1, 3 UWG verstoßen; der 
Kläger habe daher nach §§ 8 Abs. 1, 3 
Nr. 2 UWG einen Anspruch auf Unterlas-
sung. Nach § 5 Abs. 1 UWG handele un-
lauter, wer eine irreführende geschäftli-
che Handlung vornimmt, die geeignet ist, 
den Verbraucher oder sonstigen Markt-
teilnehmer zu einer geschäftlichen Ent-
scheidung zu veranlassen, die er andern-
falls nicht getroffen hätte. Eine geschäft-
liche Handlung sei gem. § 5 Abs. 2 UWG 
irreführend, wenn sie unwahre Angaben 
oder sonstige zur Täuschung geeignete 
Angaben über - nachfolgend aufgezählte 
- Umstände enthält. Hierzu würden gem. 

Nr. 3 auch solche über die Person, Eigen-
schaften oder Rechte des Unternehmers 
gehören. Eine Irreführung liege vor, wenn 
das Verständnis, das eine Angabe bei 
den Verkehrskreisen erweckt, an die sie 
sich richtet, mit den tatsächlichen Ver-
hältnissen nicht übereinstimme. Insbe-
sondere könne eine Irreführung durch die 
Beifügung eines Fachgebiets zur Berufs-
angabe eines Arztes, bzw. durch Anga-
ben, die als solche Gebietsbezeichnung 
wirken, verursacht werden, weil sie vom 
Verkehr entsprechend der geltenden 
Rechtslage so verstanden werden wür-
den, dass sie nach einer entsprechenden 
Weiterbildung in einem geordneten Ver-
fahren durch die zuständigen inländi-
schen Stellen verliehen worden seien. 
Ein erheblicher Teil der angesprochenen 
Fachkreise würde die Bezeichnung als 
„Arzt für ästhetische Medizin“ dahinge-
hend verstehen, dass der Beklagte Fach-
arzt für Ästhetische Medizin sei. Bei der 
Ermittlung des Verkehrsverständnisses 
sei auf die Sicht eines durchschnittlich in-
formierten, aufmerksamen und verständi-
gen Verbrauchers als eines (potenziel-
len) Patienten einer Arztpraxis abzustel-
len. Dem Durchschnittsverbraucher 
seien Fachärzte nicht fremd. So könne 
davon ausgegangen werden, dass inzwi-
schen ein allgemeines Verkehrsver-
ständnis dahingehend bestehe, dass ein 
„Facharzt“ die entsprechende Weiterbil-
dung nach den Weiterbildungsordnungen 
absolviert habe. Die Existenz einer Fach-
arztbezeichnung führe jedoch nicht dazu, 
dass die Werbung mit der entsprechen-
den Tätigkeit - wenn sie auch ohne Fach-
arztausbildung ausgeübt werden darf - ir-
reführend sei. So dürfen z.B. Zahnärzte, 
die in diesem Bereich nachhaltig tätig 
sind, mit dem „Tätigkeitsschwerpunkt 
Kieferorthopädie“ werben, obwohl eine 
geschützte Gebietsbezeichnung „Fach-
arzt/Fachärztin für Kieferorthopädie“ 
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existiere. Auf der Grundlage dieses Ver-
kehrsverständnisses könne eine Irrefüh-
rungsgefahr nicht verneint werden. Der 
Beklagte würde durch die streitgegen-
ständlichen Angaben „Arzt für Ästheti-
sche Medizin“ eine Fehlvorstellung eines 
erheblichen Teils der angesprochenen 
Verkehrskreise, er sei Facharzt für Äs-
thetische Medizin, auslösen. Dem müsse 
er durch zumutbare Aufklärung entge-
genwirken. Nach ständiger Rechtspre-
chung des Bundesgerichtshofs (BGH) 
könne auch eine objektiv richtige Angabe 
irreführend sein, wenn sie beim Verkehr, 
an den sie sich richtet, gleichwohl zu ei-
ner Fehlvorstellung führt. In einem sol-
chen Fall, in dem die Täuschung des Ver-
kehrs lediglich auf dem Verständnis einer 
an sich zutreffenden Angabe beruht, sei 
für die Anwendung des § 5 UWG grund-
sätzlich eine höhere Irreführungsquote 
als bei einer Täuschung mit objektiv un-
richtigen Angaben erforderlich. Außer-
dem sei eine Interessenabwägung vorzu-
nehmen. Dies sei hier der Fall. In der Re-
gel mache sich der durchschnittliche Ver-
braucher keine vertieften Gedanken dar-
über, welche Art der Qualifikation der äs-
thetisch-medizinisch tätige Arzt habe. Zu-
mindest ein erheblicher Teil des Verkehrs 
würde daher von einer Weiterbildung 
ausgehen, die mit dem Facharzt gleich-
wertig sei. Diese Patientinnen und Pati-
enten würden aufgrund der Gebräuch-
lichkeit der Bezeichnung „Arzt für“ keinen 
Anlass sehen, sich näher über deren Be-
deutung zu informieren. Die vorzuneh-
mende Interessenabwägung ginge zu 
Lasten des Beklagten aus. Der Beklagte 
dürfe die Angaben „Arzt für ästhetische 
Medizin“ nur dann in seinem Internetauf-
tritt verwenden, wenn er der Fehlvorstel-
lung eines erheblichen Teils der ange-
sprochenen Verkehrskreise, er sei Fach-
arzt, durch zumutbare Aufklärung entge-

genwirke. Allerdings sei zu berücksichti-
gen, dass eine Gefährdung der Gesund-
heit der Patientinnen und Patienten auf-
grund der durch die streitgegenständli-
chen Angaben des Beklagten hervorge-
rufenen Fehlvorstellung der angespro-
chenen Verkehrskreise nicht erkennbar 
sei. Bei abstrakter Betrachtung ergebe 
sich dies bereits daraus, dass der Ge-
setzgeber keinen Anlass gesehen habe, 
die Erbringung medizinisch-ästhetischer 
Leistungen durch „einfache“ approbierte 
Ärzte zu untersagen. Diese Wertung des 
Gesetzgebers sei der Interessenabwä-
gung im Streitfall zugrunde zu legen. So-
weit konkret die Person des Beklagten 
betroffen sei, seien keine Umstände er-
kennbar, die auf eine Gefährdung seiner 
Patienten durch unsachgemäße Behand-
lung schließen lassen würden. Der Be-
klagte könne auch nicht darauf verwiesen 
werden, den Begriff „ästhetische Medi-
zin“ generell nur gem. § 27 Abs. 4 S. 1 
Nr. 3 Berufsordnung unter Voranstellung 
des Wortes „Tätigkeitsschwerpunkt“ zu 
verwenden. Einem Arzt müsse es grund-
sätzlich möglich sein, für die Erbringung 
von ästhetisch-chirurgischen Leistungen 
zu werben, die ihm auch dann erlaubt sei, 
wenn er kein Facharzt ist und die Voraus-
setzungen für den Ausweis eines diesbe-
züglichen Tätigkeitsschwerpunkts nicht 
erfüllt. Ein generelles Verbot solcher 
Werbung durch „einfache“ approbierte 
Ärzte stelle einen unverhältnismäßigen 
und daher nicht zu rechtfertigenden Ein-
griff in die nach Art. 12 Abs. 1 GG ge-
währleistete Berufsausübungsfreiheit 
dar. Daher könne z. B. einem Arzt, der 
personenbezogen einen Tätigkeits-
schwerpunkt Kieferorthopädie ausweisen 
darf, die von der Voranstellung des Worts 
„Tätigkeitsschwerpunkt“ losgelöste Ver-
wendung des Begriffs „Kieferorthopädie“ 
für die werbende Beschreibung seiner 
Tätigkeit nicht generell untersagt werden. 
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Allerdings sei auch die Gefahr einer Ver-
wässerung der Bezeichnung „Facharzt“ 
und der damit verbundenen Qualitätser-
wartungen zu berücksichtigen. Die Wei-
terbildung zum Facharzt diene der Si-
cherstellung einer hohen Qualität der me-
dizinischen Versorgung der Bevölkerung 
und damit einem besonders wichtigen 
Gemeinschaftsgut. Die Facharztbezeich-
nungen würen zugleich eine Orientie-
rungshilfe für die an einer Behandlung in-
teressierten Patienten bei der Auswahl 
eines geeigneten Arztes darstellen. Der 
Durchschnittsverbraucher verfüge über 
eine - nicht im Einzelnen konkretisierte - 
Vorstellung, ein Facharzt erfülle einen 
von der zuständigen Berufsaufsicht kon-
trollierten Qualitätsstandard. Vor diesem 
Hintergrund würde die Erreichung der ge-
nannten Zwecke gefährdet, wenn der 
Durchschnittsverbraucher irrtümlich an-
nehme, ein mit „Arzt für ästhetische Me-
dizin“ werbender Arzt sei „Facharzt“ für 
ästhetische Medizin. Dem stehe auch 
nicht entgegen, dass die offizielle Fach-
arztbezeichnung „Facharzt für Plasti-
sche, Rekonstruktive- und Ästhetische 
Chirurgie“ heiße. Dem Verkehr seien die 
genauen, gesetzlich definierten Fach-
arztbezeichnungen nicht im Einzelnen 
bekannt. Er würde aufgrund seines 
Kenntnishorizonts allerdings erwarten, 
dass eine Facharztbezeichnung für die-
ses Tätigkeitsgebiet existiert, ohne des-
sen Bezeichnung im Einzelnen zu ken-
nen. Ein Arzt, der in seiner Werbung den 
Begriff „Arzt für ästhetische Medizin“ ver-
wende, ohne Facharzt für ästhetische 
Medizin zu sein, sei daher gehalten, der 
aufgrund der Verwendung des Begriffs 
zu erwartenden Fehlvorstellung der an-
gesprochenen Verkehrskreise, er sei 
Facharzt, durch zumutbare Aufklärung 
entgegenzuwirken. Dies stelle eine ver-
hältnismäßige Beschränkung seiner Be-
rufsausübungsfreiheit zum Schutz der 

auch im öffentlichen Interesse liegenden 
Facharztbezeichnung dar. Welche Maß-
nahmen der Aufklärung zu fordern sind, 
richte sich nach den Umständen des Ein-
zelfalls. Soweit - wie im Streitfall - Anga-
ben im Internetauftritt eines Arztes betrof-
fen sind, komme insbesondere ein deutli-
cher Hinweis auf die Art der von ihm er-
worbenen Zusatzqualifikation und den 
Umfang seiner praktischen Erfahrung in 
Betracht. Auch der Ausweis eines Tätig-
keitsschwerpunkts könne insoweit der 
Abgrenzung zu einer Facharztbezeich-
nung dienen. An einer solchen Aufklä-
rung fehle es hier. Der Beklagte werbe in 
seinem Lebenslauf mit einer „umfangrei-
chen Ausbildung und Tätigkeit als Arzt für 
ästhetische Medizin, Rejuvenation und 
Beutification“, ohne näher zu erläutern, 
dass es sich eben nicht um eine Facharz-
tausbildung handele. Aufgrund der durch 
den Rechtsverstoß begründeten Wieder-
holungsgefahr habe der Kläger einen Un-
terlassungsanspruch nach § 8 Abs. 1 
UWG.  
Quelle: OLG Frankfurt, Urt. v. 22.01.2026, 6 U 
362/24  
 
 
OLG Hamm: Entfallen der gegenseiti-
gen Leistungspflichten aus einem 
Kaufvertrag bei Wegfall des ursprüng-
lich vereinbarten Praxissubstrats 
Das Oberlandesgericht Hamm (OLG) hat 
entschieden, dass der Kaufpreisan-
spruch für eine Arztpraxis gemäß § 326 
Abs. 1 S. 1 BGB entfiele, wenn die Über-
gabe der Arztpraxis aufgrund des Weg-
falls des Praxissubstrats (Patienten-
stamm) objektiv unmöglich geworden ist. 
Denn die Fortführbarkeit einer Arztpraxis 
setze das Vorhandensein eines Patien-
tenstamms und die Möglichkeit zur Aus-
übung der vertragsärztlichen Tätigkeit 
unter üblichen Bedingungen voraus. 
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Der Beklagte ist Facharzt für Innere Me-
dizin mit dem Schwerpunkt Nephrologie.  
Die Klägerin ist Insolvenzverwalterin über 
das Vermögen eines ehemaligen Arztes 
(im Folgenden: Insolvenzschuldner), der 
zur vertragsärztlichen Versorgung zuge-
lassen und als Arzt fachärztlich tätig war. 
Bis Anfang 2014 betrieb er gemeinsam 
mit einem anderen Arzt eine privat- und 
vertragsärztliche nephrologische Praxis 
in der C-Straße. Die Dialysebehandlun-
gen fanden in den unmittelbar angren-
zenden Räumlichkeiten am F-Platz statt. 
Nachdem der Insolvenzschuldner mit der 
Vermieterin der Praxisräume in Streit ge-
rarten war, kündigte er die ab Mai 2003 
für die Dauer von 20 Jahren vereinbarte 
Zusammenarbeit Ende 2013 fristlos und 
verlegte seine nephrologische Einzelpra-
xis in Räumlichkeiten an der J-Straße. 
Die Dialysebehandlungen wurden zur 
Aufrechterhaltung der Patientenversor-
gung von verschiedenen anderen Ärzten, 
zu denen zeitweise auch der Beklagte 
zählte, von 2014 bis Ende 2022 in den 
Räumlichkeiten am F-Platz weitergeführt. 
Nachdem der Insolvenzschuldner rechts-
kräftig dazu verurteilt worden war, den 
Kooperationsvertrag mit der Vermieterin 
in der C-Straße fortzusetzen sowie einen 
Antrag auf (Rück-)Verlegung des Ver-
tragsarztsitzes von der J-Straße zur C-
Straße gegenüber dem Zulassungsaus-
schuss zu stellen, wurde die Sitzverle-
gung genehmigt. Seine ärztliche Tätigkeit 
nahm der Insolvenzschuldner am Ver-
tragsarztsitz in der C-Straße indes nicht 
wieder auf, sondern betreute mehrere 
Patienten zunächst in den Räumlichkei-
ten auf der J-Straße weiter. Der Zulas-
sungsausschuss entzog dem Insolvenz-
schuldner daraufhin die vertragsärztliche 
Zulassung. Dieser stellte einen Antrag 
auf Durchführung des Nachbesetzungs-
verfahrens gemäß § 103 Abs. 3a S. 1 
SGB V, dem entsprochen wurde. Mitte 

2016 beendete er seine ärztliche Tätig-
keit insgesamt und veräußerte seine 
Arztpraxis am 07.11.2016 an den Beklag-
ten, seinen Wunschkandidaten für die 
Nachbesetzung. Der Kaufpreis betrug 
300.000 € und setzte sich zusammen aus 
einem Anteil von 25.000 € für das vorhan-
dene Praxisinventar, der faktisch der Ab-
lösung eines bestehenden Vermieter-
pfandrechts diente, und einem weiteren 
Anteil von 275.000 € für den ideellen 
Wert der vertrags- und privatärztlichen 
Praxis. Der schriftliche Kaufvertrag sah 
vor, dass der Zeitpunkt für die Übergabe 
der Praxis an die Erteilung der Zulassung 
des Beklagten zum Vertragsarzt an-
knüpft. Er enthielt zudem die folgenden 
Klauseln: 
§ 1 Ziffer 4: „Die Vereinbarung erfolgt un-
ter der aufschiebenden Bedingung der 
bestandskräftigen Zulassung des Erwer-
bers in der Nachfolge des Verkäufers." 
§ 3 Ziffer 1: "Der Kaufpreis ist frühestens 
einen Monat nach der Übergabe, voraus-
sichtlich zum 31.12.2016 fällig. Für den 
Fall, dass am Tage der Übergabe die 
Nachfolgezulassung noch nicht bestand-
kräftig sein sollte, ist der Kaufpreis auf ein 
Treuhandkonto eines deutschen Rechts-
anwalts oder Notars fällig und zahlbar. 
Der Treuhänder wird unwiderruflich an-
gewiesen, den Kaufpreis unverzüglich an 
den Verkäufer auszuzahlen, sobald dem 
Treuhänder die Bestandskraft der Nach-
folgezulassung nachgewiesen wird. Dem 
Erwerber ist es auch gestattet, statt der 
Zahlung eine verbindliche Finanzierungs-
zusage einer deutschen Großbank oder 
eine Bürgschaft unter Verzicht auf die 
Einrede der Vorausklage an den Verkäu-
fer zu übergeben. [...]" 
§ 15 Ziffer 1: "Dieser Vertrag steht unter 
der aufschiebenden Bedingung der be-
standskräftigen Zulassung und Sitzverle-
gung des Erwerbers durch den Zulas-
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sungsausschuss für Ärzte bei der Kas-
senärztlichen Vereinigung Westfalen-
Lippe. Der Vertrag steht ferner unter der 
aufschiebenden Bedingung der verbindli-
chen Finanzierungszusage einer deut-
schen Großbank bzw. der Erteilung einer 
Bürgschaft bzgl. des vertraglich verein-
barten Kaufpreises." 
In der Folgezeit verzögerte sich die Nach-
besetzung infolge einer Entscheidung 
des Berufungsausschusses der Ärzte 
und der Krankenkasse, eine Nachfolge-
zulassung insgesamt nicht vorzuneh-
men. Diese Entscheidung wurde am 
02.12.2020 vom Landessozialgericht 
NRW (LSG) aufgehoben. An die Neubbe-
scheidung schloss sich ein Konkurren-
tenstreit an, der erst am 23.01.2023 zu 
Gunsten des Beklagten rechtskräftig ent-
schieden wurde. Zwei schriftlichen Auf-
forderungen der Klägerin vom 
21.09.2022 und vom 22.03.2023 zur Zah-
lung des Kaufpreises kam der Beklagte 
mit der Begründung, der Vertragsgegen-
stand sei ihm nie übergeben worden und 
existiere bereits seit Jahren nicht mehr, 
nicht nach. Die Klägerin beantragte, den 
Beklagten zur Zahlung des Kaufpreises 
von 300.000€ zu verurteilen. Das Land-
gericht (LG) wies die Klage ab. Die Klä-
gerin ging dagegen in Berufung. 
 
Das OLG wies die Berufung als unbe-
gründet zurück. Die Parteien hätten im 
November 2016 einen Kaufvertrag über 
das Inventar sowie den ideellen Wert der 
vom Insolvenzschuldner am Standort J-
Straße betriebenen Arztpraxis geschlos-
sen, der inhaltlich keinen Wirksamkeits-
bedenken unterliege und auch in Anse-
hung der aufschiebenden Bedingungen, 
unter die seine Rechtswirkungen gestellt 
worden sind, uneingeschränkt gültig sei. 
Gleichwohl wäre die Klage ungeachtet 
sämtlicher weiterer Umstände des Falles 

jedenfalls als „derzeit unbegründet“ ab-
zuweisen, da der Kaufvertrag eine Vor-
leistungspflicht der Klägerin vorsieht 
(„nach Übergabe“), der sie bislang nicht 
nachgekommen sei. Der geltend ge-
machte Kaufpreisanspruch sei nicht 
schon deswegen fällig, weil der Beklagte 
zwischenzeitlich die vertragsärztliche Zu-
lassung rechtskräftig erlangt habe und-
damit die in § 1 Ziffer 4 und § 15 Ziffer 1 
des Kaufvertrags enthaltene aufschie-
bende Bedingung i.S.d. § 158 Abs. 1 
BGB eingetreten sei. Entgegen der Auf-
fassung der Klägerin handele es sich 
hierbei nicht um eine Fälligkeitsregelung, 
sondern um eine vertraglich vereinbarte 
Voraussetzung, unter der das Rechtsge-
schäft seine Wirkungen entfalten sollte. 
Die Fälligkeit des Kaufpreises hätten die 
Parteien einer gesonderten Regelung un-
terstellt, die in § 3 Ziffer 1 des Kaufver-
trags ihren Niederschlag gefunden hatte. 
Danach könne die Klägerin den verein-
barten Kaufpreis frühestens einen Monat 
nach der Übergabe der Arztpraxis verlan-
gen, was nichts anderes bedeuten würde 
als - in Abweichung zum gesetzlichen 
Regelfall gemäß § 322 Abs. 1 BGB - de-
ren Vorleistungspflicht. Nach der höchst-
richterlichen Rechtsprechung und der 
einhelligen Ansicht im Schrifttum sei eine 
vor Fälligkeit erhobene Klage als verfrüht 
(„derzeit unbegründet“) abzuweisen. Der 
Vorleistungspflichtige könne nur Klage 
auf (künftige) Leistung nach Empfang der 
Gegenleistung erheben, solange seine 
eigene Leistung noch nicht erbracht sei 
und der Schuldner sich in Annahmever-
zug befinde. Die Vorleistungspflicht der 
Klägerin bliebe hierdurch unberührt, was 
nicht ihrem Begehren nach einer unbe-
dingten Kaufpreiszahlung entspreche. 
Eine Verurteilung nach Maßgabe des 
§ 322 Abs. 2 BGB führe bei einer - wie 
hier - beständigen Vorleistungspflicht le-
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diglich dazu, dass der Anspruch des vor-
leistungspflichtigen Teils - der Klägerin - 
auf die Gegenleistung erst fällig werde, 
nachdem er seine Leistung erbracht 
habe. Solange dies nicht geschehen sei, 
könne daher der vorleistungspflichtige 
Teil von dem anderen Teil dessen Ge-
genleistung grundsätzlich auch dann 
nicht verlangen, wenn der andere Teil in 
Annahmeverzug i.S.d. § 293 BGB gerät. 
Denn der Annahmeverzug des Gläubi-
gers allein habe nicht zur Folge, dass der 
Anspruch des Vorleistungspflichtigen auf 
die Gegenleistung fällig und damit § 320 
BGB anwendbar werde. Eine Vorleis-
tungspflicht entfalle lediglich dann, wenn 
der Vorleistungsberechtigte nachdrück-
lich die Auffassung vertrete, er brauche 
die ihm obliegende Leistung nicht zu er-
bringen. Hierin liege eine ernsthafte und 
endgültige Erfüllungsverweigerung, die 
zur Aussetzung der Vorleistungspflicht 
führe. Dies könne insbesondere der Fall 
sein, wenn der Vorleistungsberechtigte 
durch die Berufung auf einen von ihm zu 
Unrecht erklärten Rücktritt eindeutig und 
unmissverständlich zum Ausdruck 
bringe, er wolle die ihm obliegenden Leis-
tung nicht mehr erbringen. Gleiches 
gelte, wenn die Erfüllung von zusätzli-
chen, vertraglich nicht vereinbarten und 
nicht begründeten Forderungen abhän-
gig gemacht werden würde. Abgesehen 
davon, dass ein Entfallen der Vorleis-
tungspflicht ebenfalls nicht zu der bean-
tragten uneingeschränkten Kaufpreis-
zahlung, sondern allenfalls zu einer Zug-
um-Zug-Verurteilung führen würde, wür-
den die vorstehend skizzierten Voraus-
setzungen nicht vorliegen. Aus den bei-
den außergerichtlichen Zahlungsauffor-
derungen gehe vielmehr hervor, dass die 
Klägerin in der rechtsirrigen Annahme, 
die Fälligkeit des Kaufpreisanspruchs 
falle mit dem Eintritt der aufschiebenden 
Bedingung zusammen oder sei gar mit ihr 

identisch, durchweg auf eine uneinge-
schränkte Kaufpreiszahlung bestanden 
und dem Beklagten gerade kein auf die 
Übergabe der Praxis des Insolvenz-
schuldners gerichtetes Angebot i.S.d. 
§ 294 BGB unterbreitet habe. Auch dass 
der Beklagte die Auffassung vertreten 
habe, die Praxis könne ihm nicht mehr 
übergeben werden, da sie in ihrer ur-
sprünglichen Form nicht mehr existiere, 
komme einer ernsthaften und endgülti-
gen Erfüllungsverweigerung nicht 
gleich. Aber auch darüber hinaus sei die 
angefochtene Entscheidung, mit der das 
LG die Klage endgültig abgewiesen 
habe, nicht zu beanstanden. Das OLG 
teile die dortige Auffassung, wonach der 
Kaufpreisanspruch der Klägerin gemäß 
§ 326 Abs. 1 S. 1 BGB entfallen sei. 
§ 326 Abs. 1 S. 1 BGB sei Ausdruck des 
konditionellen Synallagmas und verhin-
dere, dass eine Partei leistungspflichtig 
bleibe, obwohl die Gegenleistung ohne 
ihr Verschulden nicht mehr erbracht wer-
den kann. Es komme zu einer automati-
schen Stornierung des Vertragspro-
gramms, die ausgelöst werde, indem der 
Schuldner kraft Gesetzes nach § 275 
Abs. 1 BGB von seiner Leistungspflicht 
frei wird. Eine Übergabe der vom Insol-
venzschuldner betriebenen Praxis sei 
durch den Wegfall des sog. Praxissub-
strats, also des funktionalen Werts, der 
die Praxis fortführbar mache, objektiv un-
möglich i.S.d. § 275 Abs. 1 BGB gewor-
den. Die Fortführbarkeit einer Arztpraxis 
setze die Möglichkeit voraus, die - ur-
sprünglich vom Insolvenzschuldner aus-
geübte - (vertrags-)ärztliche Tätigkeit un-
ter den üblichen Bedingungen zu entfal-
ten. Maßgeblich sei damit nicht allein, 
dass noch Praxisräume vorhanden 
seien, in den Räumlichkeiten müssten 
vielmehr noch nennenswerte vertrags-
ärztliche Leistungen erbracht werden. 
Aus diesem Erfordernis ergebe sich ohne 
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Weiteres, dass über die reinen Sach-
werte wie Geräte und Mobiliar hinaus ein 
Patientenstamm vorhanden sein müsse. 
Denn Räumlichkeiten, Ausstattung, Inter-
netauftritt und ähnliches würden erst 
durch den Bezug zur tatsächlichen ver-
tragsärztlichen Tätigkeit einen spezifi-
schen Praxiswert erlangen. Ohne Pra-
xissubstrat, das sich nach dem immateri-
ellen Wert der Praxis, also dem Patien-
tenstamm, dem guten Ruf (good will), der 
bestehenden Organisation und dem 
Standort richte, könne nichts davon tätig-
keitsspezifisch und damit vertragsgemäß 
genutzt werden. Ausschlaggebend fehle 
es an einem Patientenstamm als unab-
dingbare Voraussetzung für das Beste-
hen einer fortführungsfähigen Arztpraxis. 
Dieser sei bereits bei der rechtskräftigen 
Erlangung der Vertragsarztzulassung 
durch den Beklagten im Januar 2023, 
mithin nach mehr als sechs Jahren seit 
Kaufvertragsschluss, und erst Recht im 
Zeitpunkt der mündlichen Verhandlung 
vor dem OLG rund weitere drei Jahre 
später nicht mehr vorhanden gewesen. 
Ein nennenswerter Anteil der vom Insol-
venzschuldner behandelten Patienten sei 
inzwischen verstorben. Der restliche Pa-
tientenstamm habe sich verflüchtigt, 
nachdem der Insolvenzschuldner seine 
Praxis in der J-Straße bereits Mitte 2016 
aufgegeben und keine weiteren ärztli-
chen Leistungen an dem ihm zugewiese-
nen Standort in der C-Straße mehr er-
bracht hatte. Selbst die Dialysepatienten, 
die einstweilen am Standort F-Platz wei-
terbehandelt worden waren, hätten sich 
ab 2023 zwangsläufig einer anderen Be-
handlungsoption zuwenden müssen, um 
die lebensnotwendige Betreuung auf-
rechtzuerhalten. Sie hätten sich damit 
seit nunmehr über drei Jahren ebenfalls 
umorientiert. Einen Patientenstamm 
gebe es somit unzweifelhaft nicht mehr. 
Die standortbedingte Möglichkeit, eine 

Anzahl an potenziellen Patienten chan-
cenreich zu adressieren, sei nicht gleich-
zusetzen mit einem bereits vorhandenen 
Patientenstamm, der den Kern einer 
etablierten Arztpraxis ausmache. Dies 
beruhe auf dem Umstand, dass Patien-
ten einer bestehenden Praxis nach ei-
nem Wechsel des niedergelassenen Arz-
tes eher bereit seien, dem neuen Arzt 
den für die Übernahme der Behandlung 
erforderlichen Vertrauensvorschuss ent-
gegenzubringen, als Patienten, die bis-
lang woanders behandelt worden seien. 
Zwar sei ein günstiger Standort einer von 
mehreren - auf den Nachfolger übertrag-
baren - Faktoren des über den Substanz-
wert hinausgehenden Wertes einer frei-
beruflichen Praxis. Dennoch bleibe es 
dabei, dass der Käufer einer solchen Pra-
xis mit dem good will die Chance er-
werbe, die Patienten des bisherigen Pra-
xisinhabers zu übernehmen und auf dem 
vorhandenen Bestand unter Nutzung der 
funktionalen Einheit den weiteren Aus-
bau zu betreiben. Der Beklagte habe sich 
demnach nicht zur Kaufpreiszahlung ver-
pflichtet, weil der (Neu-)Aufbau einer ne-
phrologischen Praxis am Standort C-
Straße wirtschaftlich attraktiv sein möge. 
Vielmehr habe sich der Kaufpreis nach 
dem damaligen Verkehrswert der beste-
henden Praxis des Insolvenzschuldners 
mit dem Schwerpunkt auf deren immate-
riellem Wert gerichtet. Da der Patienten-
stamm unabdingbare Voraussetzung für 
das Bestehen einer fortführungsfähigen 
Arztpraxis sei, folge aus dessen Verflüch-
tigung auch nicht etwa eine Teilunmög-
lichkeit, die gemäß § 326 Abs. 1 S. 2 BGB 
zum vereinbarten Leistungsaustausch in 
Bezug auf den noch möglichen Leis-
tungsteil führt. Die materiellen und imma-
teriellen Bestandteile einer Arztpraxis 
würden sich aus den bereits aufgezeig-
ten Rechtsgründen nicht voneinander 
trennen lassen und seien damit unteilbar 
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miteinander verbunden. Wie bereits vom 
LG zutreffend festgestellt, sei der Be-
klagte für den Wegfall des Praxissub-
strats und damit für den maßgeblichen 
Umstand, aufgrund dessen die Klägerin 
gemäß § 275 Abs. 1 BGB nicht (mehr) zu 
leisten brauche, weder allein, noch weit 
überwiegend verantwortlich (§ 326 
Abs. 2 Satz 1 Alt. 1 BGB). 
Quelle: OLG Hamm, Urt. v. 08.01.2026, 2 U 
54/24 
 
 
OVG NRW: Ruhen der erteilten Appro-
bation als Apotheker bei Anhaltspunk-
ten für eine Suchterkrankung 
Das Oberverwaltungsgericht Nordrhein-
Westfalen (OVG) hat entschieden, dass 
das Anordnen des Ruhens der Aproba-
tion als Apotheker rechtmäßig ist, wenn 
hinreichende Anhaltspunkte für das be-
stehen einer Suchterkrankung dargelegt 
werden. 
 
Der Antragsteller ist ein approbierter 
Apotheker. Im Rahmen einer Vertre-
tungstätigkeit war der Verdacht entstan-
den, dass er an einer Suchterkrankung 
leide. Der Antragsgegner ist die für die 
Erteiliung der Approbation zuständige 
Bezirksregierung Münster. Sie hatte nach 
Kenntniserlangung der Umstände einen 
Bescheid erlassen, nach dem gestützt 
auf § 8 Abs. 1 Nr. 3 BApO unter Anord-
nung der sofortigen Vollziehung das Ru-
hen der dem Antragsteller erteilten Ap-
probation als Apotheker angeordnet 
wurde. Der Antragsteller rügte, dass die 
Voraussetzungen des § 8 Abs. 1 Nr. 3 
BApO nicht vorlägen. Er ging im einstwei-
ligen Rechtsschutz vor dem Verwal-
tungsgericht Münster (VG) gegen den 
Bescheid vor. Das VG lehnte den Antrag 
ab, da es den Bescheid als rechtmäßig 
ansah. Daraufhin legte der Antragsteller 
dagegen Beschwerde beim OVG ein. 

 
Das OVG wies die Beschwerde des An-
tragstellers gegen den vorangegangenen 
Beschluss des Verwaltungsgerichts 
Münster (VG) zurück. Nach § 8 Abs. 1 
Nr. 3 BApO könne das Ruhen der Appro-
bation angeordnet werden, wenn Zweifel 
bestehen, ob der Apotheker in gesund-
heitlicher Hinsicht noch zur Ausübung 
des Berufs geeignet sei (§ 4 Abs. 1 S. 1 
Nr. 3 BApO) und er sich weigere, sich ei-
ner von der zuständigen Behörde ange-
ordneten amts- oder fachärztlichen Un-
tersuchung zu unterziehen. Der Antrag-
steller meine, es fehle an einem tatsa-
chenbasierten Anfangsverdacht, weil es 
keine Anhaltspunkte für eine vermeintli-
che Suchterkrankung gebe. Der Antrags-
gegner und das VG hätten sich auf bloße 
Vermutungen, Gerüchte und pauschale 
Hinweise und Anzeigen gestützt. Das 
OVG führte aus, das Vorbringen des An-
tragsstellers gehe soweit an den Ausfüh-
rungen des VG vorbei. Dies habe unter 
Bezugnahme auf obergerichtliche Recht-
sprechung ausgeführt, Zweifel bestün-
den dann, wenn glaubhafte, schlüssige 
Hinweise oder jedenfalls plausible tat-
sächliche Anhaltspunkte vorhanden 
seien, die Anlass zu der Annahme geben, 
der Apotheker sei in gesundheitlicher 
Hinsicht, z. B. wegen einer Suchterkran-
kung, nicht mehr zur Ausübung des Be-
rufs geeignet. Da das Element der Unsi-
cherheit bereits begrifflich dem Zweifel 
eigen sei, dürften die Anforderungen da-
ran, wann hinreichende Verdachtsmo-
mente vorliegen, nicht überspannt wer-
den. Zweifel würden keine gesicherten 
Erkenntnisse erfordern, sondern einen 
weiteren Aufklärungsbedarf - hier in Ge-
stalt einer ärztlichen Untersuchung - vo-
raussetzen. Zweifel seien zudem nicht 
erst dann gegeben, wenn ein nach außen 
zutage getretenes Erscheinungsbild des 
Defektzustands von einiger Intensität und 
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Auffälligkeit konkret festgestellt sei. An-
dererseits sei die Annahme von Zweifeln, 
die zur Anordnung einer ärztlichen Unter-
suchung berechtigen würden, nicht ge-
rechtfertigt bei willkürlichen, aus der Luft 
gegriffenem Einschreiten der Behörde 
ohne Anlass, des Weiteren bei einer ano-
nymen, nicht näher substantiierten An-
zeige oder bei fadenscheinigen, in sich 
nicht schlüssigen Hinweisen. Diese Aus-
führungen zugrunde gelegt, sei das VG 
gerade nicht davon ausgegangen, dass 
bloße Vermutungen, Gerüchte oder Spe-
kulationen für das Vorliegen von Zweifeln 
im Sinne des § 8 Abs. 1 Nr. 3 BApO ge-
nügen würden. Mit seinem Beschwerde-
vorbringen zeige der Antragsteller auch 
nicht auf, dass das VG in unzutreffender 
Weise vom Vorliegen von Zweifeln im 
oben dargelegten Sinn ausgegangen sei. 
Hierzu habe es ausgeführt, eine Apothe-
kerin habe die Bezirksregierung per E-
Mail kontaktiert und geschildert, dass der 
Antragsteller im Rahmen einer Vertre-
tungstätigkeit in ihrer Apotheke am durch 
sein chaotisches und nicht vertrauens-
würdiges Verhalten aufgefallen sei. Er 
habe einen fahrigen, überdrehten Ein-
druck gemacht, weswegen sie zunächst 
in der Apotheke geblieben sei, da man 
sie ihm nicht allein überlassen habe kön-
nen. Ihre approbierte Kollegin habe sie 
dann abgelöst. Seine Kundenansprache 
sei äußerst merkwürdig und sein Auftre-
ten ungepflegt gewesen. Er habe hungrig 
gewirkt und habe angebissene Brote ih-
rer Mitarbeitenden im Mitarbeiterraum 
verspeist. Außendienstmitarbeiter habe 
er um Schokolade angebettelt. Da sie 
und ihr Team sich sehr unwohl mit ihm 
gefühlt hätten, habe sie die zwei weiteren 
gebuchten Vertretungstage storniert und 
ihm gesagt, dass er nicht wiederkommen 
solle. Daraufhin habe sie abends meh-
rere Anrufe von ihm erhalten, welche sie 
nicht angenommen habe, und daraufhin 

eine WhatsApp-Nachricht mit Beleidigun-
gen bekommen. Sie habe um Überprü-
fung gebeten, ob der Gesundheitszu-
stand des Antragstellers die Tätigkeit als 
(Vertretungs-)Apotheker überhaupt zu-
lasse. Das von der Apothekerin beschrie-
bene Verhalten - die mangelnde Kon-
zentration, die Fahrigkeit, das sozial in-
adäquate Verhalten, die fehlende Kritik-
fähigkeit und Getriebenheit - lasse auf 
eine Suchtproblematik bzw. psychische 
Erkrankung schließen. Die Zweifel an der 
gesundheitlichen Eignung folgten erst 
recht aus der Zusammenschau mit dem 
im Strafverfahren vorgeworfenen Kon-
sum berauschender Mittel (Kokain, Opi-
ate und Beruhigungsmittel). Mit diesen 
Ausführungen knüpfe das VG an kon-
krete Sachverhalte an und zeige schlüs-
sig und plausibel auf, worauf sich seine 
Zweifel gründeten. Soweit der Antragstel-
ler im Beschwerdeverfahren vortrage, die 
von der Apothekerin abgegebenen Erklä-
rungen seien falsch und übertriebener 
Art, und im Übrigen habe er seine Tätig-
keit jahrelang beanstandungsfrei ausge-
übt, biete sein pauschales Vorbringen 
keinen Anlass zur Annahme, die von der 
Apothekerin geschilderten Eindrücke 
seien unzutreffend. Ihre Ausführungen 
würden sich ohne erkennbare Belas-
tungstendenz auf die bloße Schilderung 
der von ihr gemachten Beobachtungen 
beschränken. Dem Vorliegen von Zwei-
feln im Sinne des § 8 Abs. 1 Nr. 3 BApO 
stehe, anders als der Antragsteller meint, 
auch nicht entgegen, dass das gegen ihn 
gerichtete Strafverfahren durch das 
Amtsgericht gegen Zahlung einer Geld-
auflage und Verzicht auf die Fahrerlaub-
nis eingestellt wurde. Dies ändere nichts 
an den zugrunde liegenden tatsächlichen 
Umständen, die Anlass für aktuelle Zwei-
fel an der gesundheitlichen Eignung des 
Antragstellers bieten würden. Dass der 
Antragsteller ein Fahrzeug geführt und 
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dabei zumindest billigend in Kauf genom-
men habe, infolge zuvor eingenommener 
Drogen und Medikamente nicht mehr 
fahrtüchtig zu sein, korrespondiere zu-
dem mit den Angaben der ehemaligen 
Lebensgefährtin des Antragstellers, die 
auf telefonische Nachfrage des Antrags-
gegners erklärt hatte, der Antragsteller 
habe ein Suchtproblem und schon zwei-
mal eine Suchtklinik aufgesucht, diese 
aber jeweils nach einer Woche ohne Be-
handlungserfolg wieder verlassen. Das 
von der Apothekerin beschriebene Ver-
halten des Antragstellers deute darauf 
hin, dass die Sucht bzw. eine psychische 
Erkrankung fortbestehe. Nach den oben 
genannten Gründen stelle der Antragstel-
ler die vom VG angenommene Rechtmä-
ßigkeit der Anordnung einer fachärztli-
chen Untersuchung zur Klärung von Eig-
nungszweifeln nicht nachdrücklich in 
Frage. Das VG sei auch zutreffend davon 
ausgegangen, dass die sich aus einer 
möglichen Suchterkrankung bzw. psychi-
schen Erkrankung ergebenden Beein-
trächtigungen einen beruflichen Bezug 
aufwiesen. So wurde der Antragsteller 
tagsüber und im Dienst in einem Zustand 
angetroffen, welcher die Apothekerin so-
wohl zu einer vorzeitigen Beendigung der 
Vertretungstätigkeit des Antragstellers 
als auch zu einer zeitnahen Meldung die-
ses Vorfalles veranlasste. Ein Suchtprob-
lem und eine Tätigkeit als Apotheker mit 
einer herausgehobenen Verantwortungs-
position im Gesundheitssystem seien 
nicht miteinander vereinbar, weil nicht 
ausgeschlossen werden könne, dass der 
Apotheker die verantwortungsbewusste 
und ordnungsgemäße Erfüllung seiner 
Pflichten als Apotheker vernachlässige. 
Dass der Antragsteller bislang nicht we-
gen eines Fehlverhaltens aufgefallen und 
es zu keinen Schäden gekommen sei, sei 
unschädlich, weil mit der Ruhensanord-
nung präventive Zwecke verfolgt würden. 

Die auf § 8 Abs. 1 Nr. 3 BApO gestützte 
Ruhensanordnung erweise sich auch mit 
Blick auf Art.12 Abs. 1 GG nicht als un-
verhältnismäßig. Sie stelle eine vorüber-
gehende Maßnahme dar, die dazu be-
stimmt sei, dem Apotheker die Ausübung 
seiner beruflichen Tätigkeit vorüberge-
hend zu untersagen, wenn dies im Inte-
resse der Allgemeinheit und zum Schutz 
von Patienten geboten ist. Die Gesund-
heit und körperliche Unversehrtheit der 
Patienten würden höchste Schutzgüter 
von Verfassungsrang darstellen. Die Ru-
hensanordnung erweise sich auch nicht 
deshalb als unverhältnismäßig, weil der 
Antragsgegner den Antragsteller zu-
nächst zur Vorlage eines ärztlichen At-
testes als milderes Mittel hätte auffordern 
müssen. Eine solche Aufforderung sei 
nicht erforderlich gewesen, weil es dem 
Antragsteller frei gestanden habe, ein 
solches auch ohne ausdrückliche Auffor-
derung vorzulegen, um die Zweifel an 
seiner gesundheitlichen Eignung 
schnellstmöglich auszuräumen. Tatsäch-
lich habe er aber bis heute kein aussage-
kräftiges ärztliches Attest vorgelegt. 
Quelle: OVG NRW, Beschl. v. 17.12.2025, 13 
B 1339/25 
 
 
OLG Karlsruhe: Wettbewerbsrechtli-
che Zulässigkeit einer Werbung einer 
niederländischen Versandapotheke 
mittels eines 25 €-Gutscheins für die 
digitale Einlösung eines E-Rezeptes 
Das Oberlandesgericht Karlsruhe (OLG) 
hat entschieden, dass die Werbung einer 
niederländischen Versandapotheke mit-
tels eines 25 € Gutscheins für die digitale 
Einlösung eines E-Rezeptes durch in 
Deutschland gesetzlich Krankenversi-
cherte in der Apotheken-App, der im Rah-
men desselben Bestellvorgangs verrech-
net wird und der (auch) für den Erwerb 
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nicht verschreibungspflichtiger Medika-
mente verwendet werden kann, wobei 
ein den Rechnungsbetrag übersteigen-
der Gutscheinwert verfällt, eine unzuläs-
sige Werbegabe nach § 7 Abs. 1 HWG 
und damit eine unlautere geschäftliche 
Handlung darstelle. 
 
Streitgegenständlich ist ein lauterkeits-
rechtlicher Unterlassungsanspruch, den 
die Verfügungsklägerin im Wege der 
einstweiligen Verfügung gegenüber der 
Verfügungsbeklagten geltend macht. Die 
Verfügungsklägerin ist die Interessen-
vertretung der niedergelassenen Apothe-
ken im Kammerbezirk N. Die Verfü-
gungsbeklagte ist eine Versandapotheke 
mit Sitz in den Niederlanden, die in 
Deutschland verschreibungspflichtige 
Arzneimittel („Rx-Arzneimittel“), nicht ver-
schreibungspflichtige Arzneimittel 
(„OTC“/over-the-counter-Arzneimittel) 
sowie Kosmetik- und Körperpflegepro-
dukte („BPC“/beauty-and-personal-care-
Produkte) vertreibt. Die Verfügungsbe-
klagte verschickte am 07.01.2025 eine 
Werbe-E-Mail mit (unter anderem) fol-
gendem Inhalt: 
„Ihre Vorteile des E-Rezepts auf einen 
Blick: 1.25 € Sofort-Rabatt. Sparen Sie 
25 € bei Ihrer ersten E-Rezept-Einlösung 
in unserer App. […] Der Rabatt wird direkt 
im Bestellvorgang verrechnet, […]. Der 
Gutschein kann nur im Rahmen einer di-
gitalen Einlösung eines gültigen Kassen-
rezeptes in der App verwendet werden 
(gilt nicht für Privatrezepte, Rezepturen 
und Freirezepte). […] Einmalig einlösbar 
auf das Gesamtsortiment […] Bei Ein-
gabe eines Gutschein(code)s kann ein 
höherer Preis als der als der Sonderpreis 
zu Grunde gelegt werden. Ein den Rech-
nungsbetrag übersteigender Gutschein 
verfällt. […]“ 

Mit anwaltlichem Schreiben mahnte die 
Verfügungsklägerin die Verfügungsbe-
klagte aufgrund dieser ihrer Ansicht nach 
wettbewerbswidrigen Werbung ab. Sie 
stellte vor dem Landgericht Frankfurt am 
Main einen Antrag auf Erlass einer einst-
weiligen Verfügung, wonach es der Ver-
fügungsbeklagten untersagt werden 
sollte, zu Zwecken des Wettbewerbs ge-
genüber Endverbrauchern mit einem 25-
Euro-Gutschein als Gegenleistung für die 
Einlösung eines E-Rezepts der GKV über 
die App wie oben dargestellt zu werben. 
Mit Beschluss vom 28.01.2025 erklärte 
sich das Landgericht Frankfurt am Main 
für unzuständig und verwies das einst-
weilige Verfügungsverfahren an das 
Landgericht Freiburg im Breisgau (LG). 
Das LG hat die einstweilige Verfügung 
mit Urteil vom 04.04.2025 antragsgemäß 
erlassen. Die Verfügungsbeklagte erhob 
hiergegen Berufung. Sie beantragte Auf-
hebung des Urteils und Zurückweisung 
des Antrags auf Erlass einer einstweili-
gen Verfügung. 
 
Die Berufung hatte keinen Erfolg vor dem 
OLG. Der mit dem Antrag auf Erlass einer 
einstweiligen Verfügung geltend ge-
machte Anspruch auf Unterlassung der 
streitgegenständlichen Werbemaß-
nahme sei gemäß §§ 8 Abs. 1, 3 Abs. 1, 
3a UWG in Verbindung mit § 7 Abs. 1 
S. 1 HWG begründet. Die angegriffene 
Werbemaßnahme sei produktbezogen 
und damit vom Anwendungsbereich des 
HWG erfasst. Einbezogen in den Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes sei nur die 
produktbezogene Werbung (Produkt- 
und Absatzwerbung) und nicht die allge-
meine Firmenwerbung (Unternehmens- 
und Imagewerbung), durch die ohne Be-
zugnahme auf bestimmte Arzneimittel für 
Ansehen und Leistungsfähigkeit des Un-
ternehmens allgemein geworben werde. 
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Die Beantwortung der für die Anwendbar-
keit des HWG entscheidenden Frage, ob 
die zu beurteilende Werbung Absatz- 
oder Firmenwerbung ist, hänge maßgeb-
lich davon ab, ob nach dem Gesamter-
scheinungsbild der Werbung die Darstel-
lung des Unternehmens oder aber die 
Anpreisung bestimmter oder zumindest 
individualisierbarer Produkte im Vorder-
grund stehe. Auch eine Werbung für das 
gesamte Warensortiment der Apotheke 
könne produktbezogen sein. Es gebe kei-
nen überzeugenden Grund, den vom Ge-
setzgeber im Bereich der Heilmittelwer-
bung als grundsätzlich unerwünscht an-
gesehenen Anreiz einer Wertreklame ge-
rade dann hinzunehmen, wenn diese 
Form der Reklame für eine besonders 
große Zahl von Heilmitteln eingesetzt 
werde. Gemessen hieran sei die ange-
griffene Werbung produktbezogen. Die 
Werbeaktion ziele auf das gesamte An-
gebot der Online-Apotheke der Verfü-
gungsbeklagten ab, da der ausgelobte 
Gutschein über 25 € für praktisch das ge-
samte Warensortiment (mit wenigen Aus-
nahmen) verwendet werden könne. Es 
handele sich nicht lediglich um unterneh-
mensbezogene Werbung. Nach der 
Rechtsprechung des Gerichtshofs der 
Europäischen Union stelle die Werbung 
einer Apotheke für den Erwerb verschrei-
bungspflichtiger Arzneimittel, mit der al-
lein die Entscheidung für die Apotheke 
beeinflusst werden soll, bei der ein Kunde 
bereits verschriebene rezeptpflichtige 
Arzneimittel bezieht, zwar keine Wer-
bung für Arzneimittel im Sinne der Richt-
linie 2001/83/EG (Gemeinschaftskodex 
für Humanarzneimittel) dar, sondern eine 
nicht von dieser Richtlinie erfasste Wer-
bung für die Apotheke. Hieraus folge je-
doch nicht, dass eine solche Werbung 
nicht in den Anwendungsbereich des 
HWG falle. Aus der in § 7 HWG geregel-

ten Gegenausnahme für (preisgebun-
dene) verschreibungspflichtige Arznei-
mittel ergebe sich, dass das HWG auch 
die Werbung für verschreibungspflichtige 
Arzneimittel erfasse. Die Gegenaus-
nahme sei zwar möglicherweise nicht auf 
den Versand verschreibungspflichtiger 
Arzneimittel aus einem anderen EU-
Mitgliedstaat, wohl aber auf die Abgabe 
(auch im Wege des Versands) innerhalb 
Deutschlands anwendbar. Es entspreche 
der ständigen Rechtsprechung des Bun-
desgerichtshofs (BGH), dass dem Ge-
meinschaftskodex für Humanarzneimittel 
und dem HWG unterschiedliche Begriffe 
der „Werbung für Arzneimittel“ zugrunde 
liegen und das HWG anders als der Ge-
meinschaftskodex für Humanarzneimittel 
auch die Werbung einer Apotheke für den 
Erwerb verschreibungspflichtiger Arznei-
mittel umfasse. Der ausgelobte 25 € Gut-
schein stelle eine (grundsätzlich unzuläs-
sige) Werbegabe im Sinne des § 7 Abs. 1 
S. 1 HWG dar. Der Begriff der Werbe-
gabe in § 7 Abs. 1 S. 1 HWG sei mit Blick 
auf den Zweck der dortigen Regelung, 
durch eine weitgehende Eindämmung 
von Werbegeschenken im Heilmittelbe-
reich der abstrakten Gefahr einer hiervon 
ausgehenden unsachlichen Beeinflus-
sung zu begegnen, weit auszulegen. Er 
erfasse grundsätzlich jede aus der Sicht 
des Empfängers nicht berechnete geld-
werte Vergünstigung. Eine Werbegabe 
setze demnach voraus, dass die Zuwen-
dung aus der Sicht des Empfängers un-
entgeltlich gewährt werde; er müsse 
diese als ein Geschenk ansehen. Dies 
sei bei einem Wertgutschein zweifelsfrei 
der Fall. Ein Ausnahmefall i.S.d. § 7 Abs. 
1 S. 1 Hs. 2 HWG liege nicht vor. Nach 
§ 7 Abs. 1 S. 1 Hs. 1 HWG sei es unzu-
lässig, Zuwendungen und sonstige Wer-
begaben (Waren oder Leistungen) anzu-
bieten, anzukündigen oder zu gewähren 
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oder als Angehöriger der Fachkreise an-
zunehmen, es sei denn, es liege einer der 
in § 7 Abs. 1 S. 1 Hs. 2 HWG gesetzlich 
geregelten Ausnahmefälle vor. Von dem 
Verbot ausgenommen seien - soweit im 
vorliegenden Fall in Betracht kommend - 
geringwertige Kleinigkeiten (§ 7 Abs. 1 S. 
1 Hs. 2 Nr. 1 Hs. 1 Fall 2 HWG) und Zu-
wendungen oder Werbegaben in einem 
bestimmten oder auf bestimmte Art zu 
berechnenden Geldbetrag (§ 7 Abs. 1 S. 
1 Hs. 2 Nr. 2 Teilsatz 1 Buchst. a HWG). 
Allerdings würden bei beiden Ausnah-
men Zuwendungen oder sonstige Wer-
begaben für Arzneimittel unzulässig blei-
ben, soweit sie entgegen den Preisvor-
schriften gewährt werden würden, die 
aufgrund des SGB V gelten (§ 7 Abs. 1 S. 
1 Hs. 2 Nr. 1 Hs. 2, § 7 Abs. 1 S. 1 Hs. 2 
Nr. 2 Teilsatz 2 HWG). Bei dem ausge-
lobten Gutschein über 25 € handele es 
sich nicht um eine geringwertige Kleinig-
keit im Sinne des § 7 Abs. 1 S. 1 Hs. 2 
Nr. 1 Hs. 1 Fall 2 HWG. Sein Wert über-
schreite die für Publikumswerbung bei 1 
€ liegende Schwelle der Geringwertig-
keit. Auch der Ausnahmetatbestand des 
§ 7 Abs. 1 S. 1 Hs. 2 Nr. 2 Teilsatz 1 
Buchst. a HWG sei nicht erfüllt. Dieser sei 
nach der Rechtsprechung des BGH da-
hin auszulegen, dass ihm allein unmittel-
bar wirkende Preisnachlässe und Zah-
lungen, nicht aber auf einen Geldbetrag 
oder einen prozentualen Rabatt lautende 
Gutscheine für den nachfolgenden Er-
werb weiterer Produkte unterfallen wür-
den. Dieses Verständnis beruhe insbe-
sondere auf dem Schutzzweck des § 7 
Abs. 1 HWG, im Zusammenhang mit dem 
Erwerb von Heilmitteln der auch nur abs-
trakten Gefahr einer unsachlichen Beein-
flussung der Werbeadressaten entge-
genzuwirken. Soweit durch einen Rabatt-
gutschein ein Anreiz für den Erwerb wei-
terer Heilmittel geschaffen werde, sei zu-
dem auch der weitere Schutzzweck des 

Heilmittelwerberechts berührt, einer un-
kritischen Selbstmedikation und einem 
womöglich gesundheitsgefährdenden 
Zuviel- und Fehlgebrauch von Heilmitteln 
entgegenzuwirken. Eine solche Ausle-
gung des § 7 Abs. 1 S. 1 Hs. 2 Nr. 2 Teil-
satz 1 Buchst. a HWG sei unionsrechts-
konform. Denn ein versprochener Ra-
battgutschein für den nachfolgenden Er-
werb rezeptfreier Produkte unterfalle 
nach der Rechtsprechung des Europäi-
schen Gerichtshofs (EuGH) dem Begriff 
der Werbung für Arzneimittel im Sinne 
von Art. 86 Abs. 1 des Gemeinschaftsko-
dex für Humanarzneimittel, weil sie den 
Kauf nicht verschreibungspflichtiger Arz-
neimittel fördere. Eine Werbung dieser 
Art könne entgegen Art. 87 Abs. 3 des 
Gemeinschaftskodex für Humanarznei-
mittel zu einer unzweckmäßigen und 
übermäßigen Verwendung nicht ver-
schreibungspflichtiger Arzneimittel füh-
ren, so dass ihr Verbot dem mit dieser 
Vorschrift verfolgten wesentlichen Ziel 
des Schutzes der öffentlichen Gesund-
heit entspreche. Werbeaktionen, die 
nicht verschreibungspflichtige Arzneimit-
tel anderen von einer Apotheke angebo-
tenen Verbrauchsprodukten gleichstel-
len, könnten zu einer unzweckmäßigen 
und übermäßigen Verwendung nicht ver-
schreibungspflichtiger Arzneimittel füh-
ren, da sie den ganz besonderen Charak-
ter dieser Arzneimittel verschleiern wür-
den, deren therapeutische Wirkungen sie 
substanziell von den übrigen Waren un-
terscheiden. Diese Gleichstellung lenke 
den Verbraucher von einer sachlichen 
Prüfung der Frage ab, ob die Einnahme 
dieser Arzneimittel erforderlich sei. Ge-
messen an diesen Grundsätzen stelle die 
streitgegenständliche Werbeaktion nicht 
lediglich einen unmittelbar wirkenden 
Preisnachlass dar. Zwar wäre es denk-
bar, dass der Gutschein lediglich dazu 
verwendet werde, die Kosten für die 
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Selbstbeteiligung des Kunden beim Er-
werb eines oder mehrerer verschrei-
bungspflichtiger Medikamente zu sen-
ken. Allerdings ziele die Aktion (auch) da-
rauf ab, dass der Kunde einen etwaig ver-
bleibenden Betrag dazu nutze, weitere 
Produkte aus dem Sortiment der Verfü-
gungsbeklagten zusätzlich zu erwerben, 
worunter nicht verschreibungspflichtige 
Medikamente fallen. Für gesetzlich Ver-
sicherte - an die sich die Werbung richte - 
betrage die Selbstbeteiligung (Zuzah-
lung) für verschreibungspflichtige Medi-
kamente i.d.R. 10 % der Kosten, mindes-
tens 5 € und maximal 10 € pro Medika-
mentenpackung. Wenn nun lediglich ein 
verschreibungspflichtiges Medikament 
bei der Verfügungsbeklagten bestellt 
werde, würde der Restbetrag - die Diffe-
renz zwischen dem Gutscheinbetrag von 
25 € und der Zuzahlung von maximal 
10 € - ersatzlos verfallen. In diesen Fällen 
würde durch den streitgegenständlichen 
Gutschein in Höhe von 25 € ein Anreiz 
geschaffen, nicht lediglich das an sich be-
nötigte, verschreibungspflichtige Medika-
ment zu bestellen, sondern zusätzlich ein 
oder mehrere nicht verschreibungspflich-
tige(s) Medikament(e). Dies gelte umso 
mehr, als die Verfügungsbeklagte vor-
trägt, die Werbeaktion richte sich in erster 
Linie an zuzahlungsbefreite gesetzlich 
Versicherte - etwa chronisch Kranke - die 
Medikamente auf Vorrat bestellen. Damit 
sei die Aktion (auch) dazu bestimmt und 
geeignet, eine unzweckmäßige und über-
mäßige Verwendung nicht verschrei-
bungspflichtiger Arzneimittel zu fördern. 
Vor dem Hintergrund, dass der Gut-
schein nur im Rahmen eines einzigen Be-
stellvorgangs eingelöst werden könne, 
meine die Verfügungsbeklagte, dass es 
sich um einen sofort wirkenden Barrabatt 
handle. Dem könne in Hinblick auf die 
oben dargestellten Schutzzwecke nicht 
gefolgt werden. Der Ablauf stelle sich 

nämlich so dar, dass von dem Verbrau-
cher ein E-Rezept bei der Verfügungsbe-
klagten über die App eingereicht werde, 
wodurch die Voraussetzungen der Ge-
währung des streitgegenständlichen 25 € 
Gutscheins erfüllt seien. Der Betrag 
würde regelmäßig allein durch die Zuzah-
lung nicht ausgeschöpft werden, etwa 
wenn der gesetzlich Krankenversicherte 
lediglich ein oder zwei Rezept(e) für je ein 
einzelnes verschreibungspflichtiges Me-
dikament eingereicht habe und/oder zu-
zahlungsbefreit sei. Ein Kunde könne 
dann noch - so die Verfügungsbeklagte - 
„Seife oder Aspirin in den Warenkorb le-
gen und den Rest des Rabatts dafür nut-
zen“, wobei die Kunden nach dem eige-
nen Vortrag der Verfügungsbeklagten bei 
ihr in etwa gleichem Umgang OTC- und 
BPC-Produkte kaufen würden. Durch die 
streitgegenständliche Werbeaktion 
werde demgemäß der Erwerb nicht ver-
schreibungspflichtiger Arzneimittel dem 
Erwerb anderer von der Verfügungsbe-
klagten angebotener Verbrauchspro-
dukte gleichgestellt, da sich der ausge-
lobte Rabatt ausdrücklich auf OTC- und 
BPC-Produkte beziehe. In den Fällen, in 
denen der Rabatt durch die Zuzahlung für 
verschreibungspflichtige Medikamente 
nicht aufgezehrt werde, erhalte der 
Kunde demgemäß einen Anreiz, nachfol-
gend - im Rahmen desselben Bestellvor-
gangs - weitere Bestellungen zu tätigen, 
um den vollen bzw. maximal möglichen 
Gutscheinbetrag auszuschöpfen, wobei 
sich der Anreiz (auch) auf den Erwerb 
nicht verschreibungspflichtiger Medika-
mente erstrecke. Es handele sich damit 
anders als bei der Gewährung eines 
Barrabattes nicht um einen unmittelbar 
wirkenden Preisnachlass, sondern viel-
mehr um einen zeitlich gestreckten Vor-
gang, der sich nicht substantiell davon 
unterscheide, dass der Kunde einen Gut-
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schein für einen nachfolgenden Bestell-
vorgang erhalte. Es werde im Unter-
schied zu einem Barrabatt nicht nur der 
Preis für das an sich benötigte Medika-
ment vermindert, sondern auch mit ei-
nem Vorteil beim (unmittelbar nachfol-
genden) Erwerb anderer Waren - auch 
nicht verschreibungspflichtiger Medika-
mente - geworben, der in keinerlei Zu-
sammenhang mit dem Erwerb des benö-
tigten verschreibungspflichtigen Heilmit-
tels stehe. Dadurch, dass der Rabatt nur 
im Rahmen desselben Bestellvorgangs 
gewährt werde, bestehe ein umso stärke-
rer Anreiz dafür, weitere Produkte - auch 
nicht verschreibungspflichtige Medika-
mente - zusätzlich zu bestellen, um den 
vollen Vorteil auszuschöpfen. Soweit die 
Verfügungsbeklagte vortrage, eine Wer-
beaktion mit einem 10 % Rabatt für OTC- 
und BPC-Produkte sei zulässig, könne 
dies dahinstehen, da sich eine solche 
Werbeaktion maßgeblich von der streit-
gegenständlichen unterscheide. Im vor-
liegenden Fall knüpfe die Gewährung 
des 25 € Gutscheins an die Einreichung 
eines E-Rezeptes an, wodurch wie dar-
gelegt (auch) ein Anreiz geschaffen 
werde, an sich nicht benötigte, nicht ver-
schreibungspflichtige Medikamente zu-
sätzlich zu dem benötigten Medikament 
zu bestellen. Würde lediglich ein 10 % 
Rabatt auf OTC- und BPC-Produkte ge-
währt, fehle es gerade an dieser Ver-
knüpfung, so dass damit eine andere An-
reizwirkung verbunden sei.  
Quelle: OLG Karlsruhe, Urt. v. 9.12.2025, 14 U 
49/25 



 

 

www.GesundheitsRecht.com - 18 - 

 
____________________________Kontaktdaten______________________________ 
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60134 Frankfurt am Main 
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Telefon (0221) 67 00 99 - 0 
E-Mail: Koeln@GesundheitsRecht.com 

  

 



 

 

www.GesundheitsRecht.com - 19 - 

________________________ECHO________________________________ 
 
 
Schreiben Sie uns, wenn Sie sich für besondere Themenschwerpunkte interessieren oder 
Fragen zu den aktuellen Themen haben. 
 
 
Fax: 069 / 94 74 157-19 
 
E-Mail: frankfurt@gesundheitsrecht.com 
 
 
Name, Titel: 
______________________________________________________________________ 
 
 
Vorname: 
______________________________________________________________________ 
 
 
Unternehmen/Praxis: 
______________________________________________________________________ 
 
 
Telefon:       E-Mail: 
______________________________________________________________________ 
 
 
Themenschwerpunkt/Frage: 
______________________________________________________________________ 
 
______________________________________________________________________ 
 
______________________________________________________________________ 
 
______________________________________________________________________ 
 
______________________________________________________________________

 


